
STATEMENT zur Pressekonferenz 
der Arbeitsgemeinschaft „Nein zu Zwentendorf“

im IPZ (4. 2. 1980)
Von A. TOLLMANN

In Kürze wird der zweite Versuch der E-Wirtschaft und der Betreiber der Atomkraft in 
Österreich starten, um den Volksentscheid vom Jahr 1978 zu unterlaufen, trotzdem weder 
Strommangel noch neue grundsätzliche Fakten hierzu auffordern. Mit Hilfe eines Sieben­
punkteprogrammes versuchen die Betreiber, dem österreichischen Volk die anerkannt gefahr­
volle Atomtechnologie gegen seinen Willen doch noch aufzuzwingen. Dieses Programm bein­
haltet ein gleichzeitiges Vorgehen auf mehreren Ebenen:

1. Um die Bestrebungen der Betreiber als ,, V o lk sbeg eh ren“ darstellen zu können, bezeich­
net sich ihre Badener Proponentengruppe als „Bürgerinitiative“ Ihre Bestrebungen werden 
von der sogenannten „Gesellschaft für Energiewesen“ (Nachfolge des Komitees Pro Zwen­
tendorf) getragen, die die Aussendung der Unterschriftenlisten übernimmt. Generaldirektor 
Dr. H. Kienzl von der österreichischen Nationalbank nutzt „seine“ Institution hierfür durch 
Rundschreiben an alle Beschäftigten des Hauses, Unterstützungserklärungen eines Volksbe­
gehrens pro Zwentendorf doch bei Frau Bernhauser, Zi. 627, abzuholen. Ein „Volksbegeh­
ren“ wird aufgebaut.

2. In Kürze wird nun in Zusammenhang mit Punkt 3 die zunächst für Frühjahr 1979, dann 
für Herbst versprochene U m baustud ie  über Zwentendorf vorgelegt werden. Ihr Ergebnis 
kann wohl bei den herrschenden Auspicien nicht zweifelhaft sein. Sie wurde nicht etwa an drei 
unabhängige, in den Fall nicht verwickelte Firmen vergeben, sondern an die am Bau des 
Kernkraftwerkes beteiligte Firma Siemens.

Unterstrichene Lokalitäten sind geologisch bevorrangt worden. 
Die Prozentzahlen geben den Ja-Stimmenanteil■der betroffenen 
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3. Zur gleichen Zeit etwa wird dann -  nach der Abschlußbesprechungsrunde in der E- 
Wirtschaft vom 28. 1. 1980 -  ein neues, dickes, gedrucktes G uta ch ten  vorgelegt werden, das 
über diese Umbaustudie hinwegtröstet. Es ist zu erwarten, daß in diesem Gutachten, das 
durch eine Reihe von Gutachtern im Auftrag der E-Wirtschaft angefertigt worden ist, sowohl 
der Standort des Atomkraftwerkes als auch die Endlagermöglichkeit im Wald-Mühl-Viertel 
als nun durchaus positiv gepriesen werden, trotz Fehlens der erforderlichen Bohrungen, trotz­
dem sich am Standort mit seiner unmöglichen Lage im Erdbebengebiet, über dem Grundwas­
serstrom der Donau, in der Westwindschneise Wiens usw. nichts geändert hat. Doz. W. Frank 
als wissenschaftlicher Organisator dieser Aktion hat ja schon v o r  Durchführung dieses Gut­
achtens mit Schreiben vom 31. 10. 1978 -  also wenige Tage vor der Volksabstimmung -  die 
Auffassung vertreten, geeignete Gebiete für Endlager finden zu können.

4. Nach dem Prinzip der doppelten Sicherheit hat inzwischen die Reaktorsicherheitskom­
mission in ihrer Sitzung am 22. Oktober 1979 im Bundeskanzleramt über Antrag des Bundes­
ministeriums für Gesundheit und Umweltschutz einstimmig beschlossen, daß sich Ö ste rr e i ch  
am  P ro jek t e in es  in t e rna t iona len  Lagers f ü r  rad ioak t iv e  Abfäl le  b e t e i l i g en  soll. Und dies bei 
geltendem Atomsperrgesetz! Als ein an den Haaren herbeigezogenes Motiv scheuen sich die 
Betreiber nicht anzugeben, daß ja bei dem von Österreich (gegenüber der Stromausfuhr in 
wesentlich geringerem Maße) importierten Strom auch ein Atomstromanteil der Nachbarlän­
der dabei sei! Daher soll nach deren Auffassung Österreich sich entweder finanziell an einem 
gesamteuropäischen Endlager beteiligen oder durch Bereitstellung geeigneter Lokalitäten in 
Österreich beitragen. Auch die Überlegung, ob sich Österreich an der Frage der Meeresver­
senkung der radioaktiven Abfälle aus den Kernkraftwerken engagieren soll, wird in der Reak­
torsicherheitskommission diskutiert -  in einer Kommission, die seit der Volksabstimmung 
ihre Lebensberechtigung längst verloren hat, aber trotz all unseres Drängens und persönlicher 
Vorsprachen bei Bundeskanzler Kreisky nicht aufgelöst wurde, sondern von Dr. Kreisky 
weiterhin am Leben gehalten wird und in diesem Sinne weiter agiert.

5. Erneut setzt der Druck a u f  d i e  ö f f e n t l i c h e  M e in un g  ein, um sie in Richtung Atomkraft zu 
steuern, und zwar sowohl von außen (der deutsche Minister Matthöfer malt die möglichen 
nachteiligen Folgen auf den Stromimport nach Österreich wegen Fehlens eigener AKWs an 
die Wand) als auch von innen -  etwa in den letzten Sonntagsreden der Politiker (Benya, 
Sallinger), durch obskure Meinungsumfrageergebnisse, die nur mehr 6 Prozent echte Atom­
gegner melden, usw.

6. Hinzu kommt das V orgehen  g e g e n  p r om in en t e  A tom ge gn e r .  Zunächst sucht man ihren 
Aussagen das Gewicht zu nehmen. Man zeiht die gegnerischen Gutachter der Unzuständig­
keit. Man „entdeckt“ bei ihnen einen „Karriereknick“ und versucht damit, ihre Haltung in 
Verbindung zu bringen. Man führt Prozesse gegen Einzelpersonen aus den Reihen der Atom-

gegnei\7. Eine weitere Taktik liegt in dem Plan, eine Spaltung  in der Meinung innerhalb der 
Oppositionsparteien zu erzielen, die sich bislang klar genug gegen die gefahrenbelastete 
Atomenergie gewendet haben. So hofft man zunächst im Parlament, die Zweidrittelmehrheit 
zu gewinnen, andererseits auf dieser Basis dann eine Mehrheit im Volk (80 Prozent von Kienzl 
erhofft) zu erlangen. Kienzls Artikel vom 13. 12. 1979 in der AZ umreißt diese Taktik deutlich 
genug.

Die von langer Hand vorbereitete und nun in Kürze ohne Strommangel und ohne zurei­
chenden realen Grund vom Zaun gebrochene Kampagne wird natürlich nicht, wie vorder­
gründig angegeben, wegen Zwentendorf entfacht werden. Zwentendorf hätte im Optimalfall 
theoretisch 4,2 TWh im Jahre liefern können. Die vergleichbaren Siedewasserreaktoren in der 
BRD waren in der Praxis hingegen im Jahre 1978 durch ihre Pannenanfälligkeit bloß zu 35 
Prozent verfügbar (Atomwirtschaft, 1L. 1979). Aber auch 4,2 TWh stellen bei einem Primär­
energieaufwand von mehr als 300 TWh in Österreich nicht einmal 1V2 Prozent dar, woraus
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sich klar ergibt, daß Zwentendorf für die Energiezukunft Österreichs überhaupt nicht ent­
scheidend ist. Entscheidend für die Betreiber hingegen wäre es, Österreich in ganzer Breite auf 
den Atompfad zu drängen und unser ganzes Land mit einer Kette von Atomkraftwerken zu 
überziehen (vgl. Abb.). Ein Ja zu Zwentendorf wäre ein Freibrief für eine breite Atomwirt­
schaft im ganzen Lande. Hier liegt das große Geschäft. Allein schon unter Berücksichtigung 
der Kosten eines Endlagers steht dieser Plan zum Nachziehen weiterer AKWs mit Sicherheit 
als Leitmotiv dahinter. Das Ausbrechen eines Landes aus den Plänen der internationalen 
Lobby kann von dieser nicht hingenommen werden -  was nur zu deutlich schon aus den 
Ausführungen von Dr. Ulf Lantzke, dem Direktor der IAE/Paris, vom 30. 3. 1977 hervorge­
gangen ist.

In Wahrheit aber haben gerade die letzten eineinviertel Jahre nach der Volksabstimmung die 
Möglichkeit des Verzichtes auf Kernenergie -  einschließlich dieses Winters -  entgegen allen 
Vorhersagungen der Betreiber in unserem Lande bewiesen; eine psychische Umstellung bis 
tief in die einstigen Befürworterkreise (einschließlich Politiker und Journalisten) ist sichtbar 
geworden. Dr. P. Weiser (EVA) und viele andere haben ungeahnte und ungeheure Einspar- 
möglichkeiten auf dem Energiesektor in Österreich — wo Energie in Massen vergeudet wurde 
-  aufgezeigt. Diese Einsparungen ohne Qualitätsverlust, für die schier unzählige Beispiele 
vorliegen, ersetzen bei gesetzlich gesicherter Durchführung ein Mehrfaches von Zwentendorf.

Bei Neuplanungen muß der moderne Stand der Technik im Hinblick auf Umweltschutz 
natürlich berücksichtigt werden. So sind etwa Kohlenkraftwerke nach dem Prinzip der W ir­
belschichtfeuerung unter Hintanhaltung der Umweltbelastung und unter Nutzung der 
Abwärme zu errichten, nicht hingegen in der Art der kurzsichtigen Planung des Zwentendor- 
fer Ersatzkraftwerkes Dürnrohr ohne Rücksicht auf Umwelt und einem jährlichen 1-M illiar­
den-Verlust (P. Weiser, 6. 1. 1980, Kurier) durch mangelhafte Abwärmenutzung.

•:t>
U M W E L T  S C H U T Z  

S tad t '  W ien  
M ag is tra tsabte ilung  22

AUS EINER STUDIE DER STADT WIEN
(Auswirkungen eines 800-MW-Kohlekraftwerkes im Tullnerfeld auf 
die Luftsituation in Wien)

Bestandsaufnahme der aktuellen Situation
M eteo r o l o g i s c h e r  Aspekt

Eine wichtige Einflußgröße auf die atmosphärische Umwelt im Wiener Raum stellen meteo­
rologische Parameter, wie z. B. Windrichtung, Windgeschwindigkeit usw., dar. Die Vertei­
lung der Windrichtungen an Hand der Referenzstelle Hohe Warte ist in grafischer Form in 
Abb. 3-1 dargestellt. Daraus ist ersichtlich, daß zu allen Jahres- und Tageszeiten West- und 
Nordwestwinde am häufigsten sind. Ein sekundäres Maximum in den Windrosen bilden 
südöstliche Winde.
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